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Artikel 130 der Geschäftsordnung
Ska Keller (Verts/ALE)
Betrifft:	Geplante Erweiterung des Tagebaus Turów (Polen) und Verstoß gegen die Wasserrahmenrichtlinie
Einer aktuellen Studie zufolge wird die geplante Erweiterung des Tagebaus Turów im Kreis Zgorzelec (Woiwodschaft Niederschlesien) in Südwest-Polen mit schwerwiegenden Folgen für die Wasserbilanz und das unterirdische Grundwasser in dem gesamten Grenzgebiet in Polen, in der Tschechischen Republik und in Sachsen (Deutschland) einhergehen. Die lokalen Medien in der Tschechischen Republik berichten über schwerwiegende Probleme bei der Trinkwasserversorgung. In einigen Ortschaften erfolgt die Grundwasserversorgung ausschließlich per Tankwagen.
1)	Ist der Kommission die Situation im Tagebaugebiet Turów und insbesondere in der Tschechischen Republik bekannt? Falls ja: Wie wird sie auf diese schwerwiegenden wirtschaftlichen und ökologischen Folgen des Braunkohletagebaus insbesondere angesichts der Bestimmungen der Trinkwasserrichtlinie und der Wasserrahmenrichtlinie reagieren?
2)	Zu welcher Bewertung kommt die Kommission in Bezug auf die Auswirkungen des Tagebaus Turów im Zusammenhang mit der Wasserrahmenrichtlinie? Welche Ausnahme bzw. Genehmigung wird zur Rechtfertigung des Braunkohletagebaus in Turów angesichts dieser Richtlinie und des Verbots der Verschlechterung geltend gemacht?
3)	Sind der Kommission grenzübergreifende Umweltverträglichkeitsprüfungen bekannt, die erst vor kurzem oder in den vergangenen zwanzig Jahren in dem Grenzgebiet, in dem sich der Tagebau Turów befindet, vorgenommen wurden? Welche Informationen liegen diesbezüglich vor?
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